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Text 

Beiträge in der Krankenversicherung für Pensionisten (Übergangsgeldbezieher) 

§ 73. (1) Von jeder an eine der im § 8 Abs. 1 Z 1 lit. a oder d genannten Personen zur Auszahlung 
gelangenden Pension und Pensionssonderzahlung mit Ausnahme von Waisenpensionen wie auch von 
jedem Übergangsgeld, das an eine der im § 8 Abs. 1 Z 1 lit. a genannten Personen ausgezahlt wird, ist ein 
Betrag von 3,75 vH einzubehalten, wenn und solange sich der in Betracht kommende Pensionist 
(Übergangsgeldbezieher) ständig im Inland aufhält. Zu den Pensionen sowie zu den 
Pensionssonderzahlungen zählen auch die Kinderzuschüsse und die Ausgleichszulagen. Der Einbehalt ist 
auch vorzunehmen, wenn sich der Pensionist (Übergangsgeldbezieher) ständig in einem Staat aufhält, mit 
dem ein zwischenstaatliches Übereinkommen besteht, auf Grund dessen Anspruch auf Sachleistungen bei 
Krankheit und Mutterschaft zu Lasten der österreichischen Sozialversicherung besteht, es sei denn, daß 
das Übereinkommen Gegenteiliges bestimmt. 

(2) Als Beitrag für die Pensionisten (Übergangsgeldbezieher) haben die 
Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter, die Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten und die 
Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirtschaft hinsichtlich der gemäß § 8 Abs. 1 Z 1 lit. d 
krankenversicherten Personen 203 vH der gemäß Abs. 1 einbehaltenen Beträge an den Hauptverband der 
österreichischen Sozialversicherungsträger zu überweisen. Die Versicherungsanstalt der österreichischen 
Eisenbahnen hat in der Pensionsversicherung der Arbeiter 485 vH, in der Pensionsversicherung der 
Angestellten 203 vH der nach Abs. 1 einbehaltenen Beträge an die von ihr durchgeführte 
Krankenversicherung zu überweisen. Die Versicherungsanstalt des österreichischen Bergbaues hat 



  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 2 von 3 

375 vH der nach Abs. 1 einbehaltenen Beträge an die von ihr durchgeführte Krankenversicherung zu 
überweisen. 

(3) Die Träger der zusätzlichen Pensionsversicherung nach § 479 haben von jeder von ihnen zur 
Auszahlung gelangenden laufenden Geldleistung und Sonderzahlung, durch die eine Teilversicherung 
nach § 8 Abs. 1 Z 1 lit. b begründet wird, einen Betrag in der gleichen Höhe einzubehalten, wie er bei den 
im Abs. 1 genannten Pensionen einzubehalten ist. 

(4) In der Krankenversicherung der nach § 8 Abs. 1 Z 1 lit. b teilversicherten Bezieher einer 
laufenden Geldleistung aus der zusätzlichen Pensionsversicherung nach § 479 haben die Träger der 
zusätzlichen Pensionsversicherung 203 vH der nach Abs. 3 einbehaltenen Beträge an die 
Versicherungsanstalt der österreichischen Eisenbahnen zu überweisen. 

(5) Die Beiträge gemäß Abs. 2 erster Satz sind vorschußweise in monatlichen Raten auf Grund der 
im vorangegangenen Kalendermonat gemäß Abs. 1 einbehaltenen Beträge dem Hauptverband zu 
überweisen. Der Ausgleich zu den gemäß Abs. 2 erster Satz in einem Kalenderjahr zu überweisenden 
Beiträgen ist innerhalb der ersten sechs Monate des folgenden Kalenderjahres vorzunehmen. Der 
Hauptverband teilt die einlangenden Beiträge auf die zuständigen Träger der Krankenversicherung nach 
einem Schlüssel auf, der vom Bundesminister für Arbeit und Soziales bis 31. Oktober des folgenden 
Kalenderjahres mit Verordnung festzusetzen ist. Der Schlüssel ist für jedes Geschäftsjahr wie folgt zu 
berechnen: 

 1. Die Beiträge sind zunächst unter Berücksichtigung des Verhältnisses, in welchem der 
Pensionsaufwand einschließlich des Aufwandes für Ausgleichszulagen aller nach Abs. 2 erster 
Satz beitragspflichtigen Träger der Pensionsversicherung auf die bei den einzelnen Trägern der 
Krankenversicherung gemäß § 8 Abs. 1 Z 1 lit. a oder d krankenversicherten Personen entfällt, 
aufzuteilen. 

 2. Für jede einzelne Gebiets- und Betriebskrankenkasse (ausgenommen die Betriebskrankenkasse 
der Wiener Verkehrsbetriebe) ist das Beitragsaufkommen für pflichtversicherte Erwerbstätige, 
das einem Beitragssatz von 0,8 vH entspricht, zu ermitteln. 

 3. Die Summe des nach Z 2 ermittelten Beitragsaufkommens für alle Gebiets- und 
Betriebskrankenkassen (ausgenommen die Betriebskrankenkasse der Wiener Verkehrsbetriebe) 
ist im gleichen Verhältnis wie die Beiträge gemäß Z 1 aufzuteilen. 

 4. Die Summe der Beträge gemäß Z 1 und 3 abzüglich der Beträge gemäß Z 2 für jede einzelne 
Gebiets- und Betriebskrankenkasse bildet die Grundlage für den Aufteilungsschlüssel. 

Der Hauptverband hat die vorschußweise einlangenden Beiträge nach dem 20. eines jeden 
Kalendermonates vorläufig nach einem Schlüssel aufzuteilen und an die zuständigen Träger der 
Krankenversicherung zu überweisen, der jährlich bis zum 30. November für das Folgejahr nach den 
gleichen Grundsätzen wie der endgültige Schlüssel nach den jeweils aktuellsten Daten festzusetzen ist. 
Der Ausgleich ist innerhalb von zwei Monaten nach dem Inkrafttreten der jeweiligen Verordnung 
vorzunehmen. Hinsichtlich der Bevorschussung der Beiträge gemäß Abs. 2 zweiter und dritter Satz und 
des Ausgleiches für ein Kalenderjahr ist entsprechend vorzugehen. 
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